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Viele europäische Länder leiden seit Jahr-
zehnten unter Massenarbeitslosigkeit,
auch in konjunkturellen Aufschwungs-
und Boomphasen. Zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit wurde und wird mit einer
Reihe von Programmen der so genann-
ten aktiven Arbeitsmarktpolitik experimen-
tiert, die sich vor allem an Langzeitarbeits-
lose richten. Dazu gehören Umschulungs-
und Trainingsmaßnahmen aller Art, die
das Ziel verfolgen, die Chancen der Pro-
grammteilnehmer am Arbeitsmarkt zu ver-
bessern.
Die Grundidee vieler Maßnahmen der ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik entspringt der
Beobachtung, dass das Risiko der Ar-
beitslosigkeit mit zunehmendem Ausbil-
dungsstand deutlich zurückgeht. So lag
etwa in Deutschland im Jahr 2006 die Ar-
beitslosenquote von Erwerbspersonen im
Alter zwischen 25 und 64 Jahren ohne
Berufsabschluss bei 20%, mit Berufsab-
schluss bei 10% und mit Hochschulab-
schluss bei 5% (vgl. OECD 2008). Ähnli-
che Größenordnungen der qualifikations-
spezifischen Unterschiede lassen sich
über viele Jahre hinweg in fast allen Län-
dern beobachten. Die ökonomische
Theorie kennt für dieses Phänomen eine
Reihe von Erklärungen. Das Hauptargu-
ment besteht darin, dass eine Ausbildung
zu einer höheren Arbeitsproduktivität führt,
also zu einem höheren Wert des Outputs
pro Zeiteinheit. Damit wird es wahrschein-
licher, dass ein einschlägiger Job zu ei-
nem gegebenen Lohnsatz für das betref-
fende Unternehmen profitabel ist.
Aktive Arbeitsmarktpolitik sieht in der Re-
gel als Ziel, die späteren Beschäftigungs-
wahrscheinlichkeiten der Teilnehmer an
den verschiedenen Programmen nach-
haltig zu erhöhen. Viele derartige Maßnah-
men sind wissenschaftlich evaluiert 
worden. Der Ansatz ist dabei regelmä-
ßig, die Beschäftigungsergebnisse der
Programmteilnehmer zu vergleichen mit
einer möglichst ähnlichen Gruppe von Ar-
beitslosen, die nicht an einem solchen
Programm teilgenommen hat. Die Ergeb-
nisse dieser Studien bieten ein gemisch-
tes Bild – von Programmen, die für die
Teilnehmer eher schädlich waren, über
solche, die neutral wirkten, und einigen,
die die Arbeitsmarktchancen tatsächlich
verbesserten (vgl. Heckman, LaLonde
und Smith 1999; Lechner, Miquel und
Wunsch 2005; Albrecht, van den Berg
und Vroman 2009; Bergemann, Fitzen-
berger und Speckesser 2009). Der Ge-
samteindruck hat aber in der wissen-
schaftlichen und politisch interessierten
Öffentlichkeit zu einer gewissen Skepsis
gegenüber der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik beigetragen.
Ist es aber überhaupt eine kluge Politik,
so viele Menschen wie möglich zu quali-
fizieren? Die Antwort ist im Allgemeinen
verneinend. Die Talente der Individuen
sind ebenso verschieden wie ihre eigenen
beruflichen Wünsche, persönlichen Le-
bensumstände und die notwendigen An-
strengungen, ein bestimmtes Ausbil-
dungsziel auch erfolgreich zu erreichen.
Eine Ausbildung ist nun aber zu verste-
hen als eine Investitionsentscheidung.
Während der Ausbildungsphase kommt
es zu Kosten aufgrund von Lernanstren-
gungen und entgangenem Lohn, wobei
Erträge in Form von verbesserten Einkom-
durch Selbstbeteiligung?
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Bei qualifikationsspezifischen Arbeitslosenquoten, die mit zunehmendem Ausbildungsstand fal-
len, investieren Individuen zu wenig in ihre Ausbildung. Sie berücksichtigen ihre Ansprüche auf
Lohnersatzleistungen und bewerten daher mögliche Zeiten der Arbeitslosigkeit zu günstig. Dies
kann Subventionen für Ausbildungsmaßnahmen rechtfertigen, wie zum Beispiel im Zusammenhang
mit Qualifizierungs- und Trainingsmaßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Mit freiem Zugang
und vollständiger Kostenübernahme durch die Arbeitsagentur ist die Nachfrage nach derartigen
Programmen aber zu hoch, was auch die insgesamt unbefriedigenden Evaluierungsergebnisse zum
Teil erklärt. Eine sinnvolle Alternative besteht in einer Selbstbeteiligung der Programmteilnehmer
an den Kosten, wobei etwaige Liquiditätsbeschränkungen durch Darlehen überbrückt werden
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mensperspektiven oder einem möglicherweise durch Bil-
dung reichhaltigeren Leben später anfallen. Soweit die Men-
schen Kosten und Erträge einer Ausbildung gut einschät-
zen können, werden sie sich gegen eine Ausbildung ent-
scheiden, wenn ihnen das Verhältnis von Aufwand zu Ertrag
ungünstig erscheint. Dies entspräche aber auch der Sicht
eines fiktiven Planers, der die Interessen der einzelnen Indi-
viduen koordiniert.
Individuen bewerten Sozialleistungen und 
Steuern falsch
Problematisch wäre es allerdings, wenn ein Individuum auf
eine Ausbildung verzichtet, obwohl die Berücksichtigung der
Interessen aller Betroffenen für eine Ausbildung sprechen
würde. Oder die Ausbildung stattfindet, obwohl sie aus die-
ser volkswirtschaftlichen Sicht unsinnig ist. Derartige Situa-
tionen können leicht entstehen, weil einerseits das Indivi-
duum häufig nicht alle Kosten der Ausbildung trägt und an-
dererseits auch nicht alle Früchte der Ausbildung erhält. Denn
die gesamtwirtschaftlichen Erträge zeigen sich in der Regel
auch in geringerem Sozialleistungsbezug, höheren Steuer-
zahlungen sowie höheren Gewinnen.
Die für die Ausgestaltung der aktiven Arbeitsmarktpolitik in-
teressante Frage ist nun, inwiefern Arbeitslosigkeit zu volks-
wirtschaftlichen Fehlentscheidungen bei der Ausbildung
führt. Dazu kennt die ökonomische Theorie ein Überinves-
titions- und eine Unterinvestitionsargument. Das Überinves-
titionsargument besagt, dass sich tendenziell zu viele Men-
schen trotz eines eigentlich unzureichenden Produktivitäts-
gewinns für eine höhere Qualifikation entscheiden, weil sie
damit Arbeitslosigkeit besser vermeiden können (vgl. Kod-
de 1988). Tatsächlich spricht die Alltagserfahrung dafür, dass
eine Reihe von Beschäftigten für ihre aktuelle Tätigkeit über-
qualifiziert ist. Allerdings ist dies in vielen Fällen ein vorüber-
gehendes Phänomen, das sich zu einem späteren Zeitpunkt
im Arbeitsleben auflöst. Das Unterinvestitionsargument be-
sagt, dass sich tendenziell zu wenig Menschen ausbilden,
weil diese den Zustand der Arbeitslosigkeit aus gesamt-
wirtschaftlicher Sicht zu günstig bewerten (vgl. Dellas 1997).
Die Individuen berücksichtigen nämlich bei ihrer Entschei-
dung ihre Ansprüche auf Arbeitslosengeld und sonstige So-
zialleistungen für Arbeitslose. Für die Bevölkerung insge-
samt, die diese Leistungen finanziert, zählt aber nur der in
der Regel viel geringere Wert der erbrachten Leistungen des
Arbeitslosen während der Phase der Erwerbslosigkeit.
In einem neuen Beitrag haben Eggert, Krieger und Meier
(2010) untersucht, inwieweit diese Argumente stichhaltig
sind. Ihre Antwort ist, dass das Unterinvestitionsargument
korrekt, das Überqualifizierungsargument dagegen politisch
irrelevant ist. Die Erklärung für die Irrelevanz einer Überqua-
lifizierung im Blick auf Vermeidung von Arbeitslosigkeit liegt
darin, dass politische Maßnahmen zur Förderung oder Er-
schwernis von Qualifizierungsmaßnahmen nichts an den tie-
feren Ursachen der Arbeitslosigkeit ändern. Diese können
darin liegen, dass Unternehmen es bevorzugen, marktwid-
rig hohe Löhne zu zahlen, um ihre Belegschaft zu motivie-
ren und Arbeitslosigkeit als Bedrohung erscheinen zu las-
sen, Gewerkschaften derart hohe Löhne durchsetzen, oder
die Suchprozesse zur passenden Besetzung offener Stel-
len einfach Zeit brauchen und kostspielig sind. Bei der Ent-
scheidung über Programme der aktiven Arbeitsmarktpolitik
unter Berücksichtigung der Interessen aller Individuen dür-
fen daher die qualifikationsspezifischen Arbeitslosenquo-
ten nicht vernachlässigt werden. Damit aber ist auch aus
volkswirtschaftlicher Sicht zu beachten, dass höhere Löh-
ne bei einem besseren Ausbildungsstand mit höherer Wahr-
scheinlichkeit im Job realisiert werden.
Als politisch relevantes Problem verbleibt, dass die Individu-
en bei ihren Ausbildungsentscheidungen die Entlastung der
Arbeitslosenversicherung auf der Leistungsseite ignorie-
ren. Ökonomen sprechen dann davon, dass eine positive
Externalität der Ausbildung besteht. Diese bringt für sich
ein Argument für eine entsprechende Ausbildungssubven-
tion. Daneben berücksichtigen die Individuen auch nicht,
wie sich ihre eigene Ausbildung auf die Chancen anderer am
Arbeitsmarkt auswirken. In dieser Hinsicht lässt die For-
schung aber nicht einmal eine eindeutige Vermutung zu,
ob die Gesamtheit solcher Effekte positiv oder negativ wirkt.
Während etwa ein Bewerbungstraining für einen Arbeitslo-
sen vermutlich vor allem die Chancen anderer Bewerber ver-
mindert, könnten längerfristige Qualifizierungsmaßnahmen
dazu beitragen, dass die Unternehmen in der Hoffnung auf
profitable Besetzungen insgesamt mehr Stellen ausschrei-
ben. Trotz etwaiger Verdrängungseffekte kann man aber da-
von ausgehen, dass eine positive Externalität der Ausbil-
dung verbleibt.
Eine allgemeine Subventionierung der Ausbildung wäre al-
lerdings mit Verteilungseffekten verbunden. Man begüns-
tigt damit natürlich vor allem diejenigen, für die eine Ausbil-
dung ohnehin sehr vorteilhaft ist und belastet bei der Finan-
zierung der Subventionen regelmäßig auch Individuen, die
die Subvention auf keinen Fall in Anspruch nehmen. Idea-
lerweise würde man also die Förderung auf diejenigen kon-
zentrieren, die sich erst aufgrund der Subvention für die Aus-
bildung entscheiden. Dies kann für einen Teil der Gruppe der
Langzeitarbeitslosen durchaus zutreffen.
Mit 100% Subvention und freiem Zugang werden
zu viele ausgebildet
Aber welche Höhe der Subventionierung lässt sich recht-
fertigen? In der gegenwärtigen Praxis der Trainingsprogram-
me übernimmt die jeweilige nationale Arbeitsagentur in der
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Regel die gesamten Kosten. Die Teilnehmer werden zwar
ausgesucht, die Eignungsvoraussetzungen sind aber deut-
lich geringer als bei konventionellen Ausbildungsgängen. Die
Prognose der ökonomischen Theorie bei einer solchen Kon-
stellation ist natürlich, dass zu viele Teilnehmer ausgebildet
werden. Denn bei vollem Ersatz der Ausbildungskosten wer-
den aus individueller Sicht viele Investitionen in Ausbildung
profitabel, die aus volkswirtschaftlicher Sicht aufgrund zu
hoher Kosten Dritter unterlassen werden sollten.
Damit aber werden auch die insgesamt tendenziell enttäu-
schenden Evaluierungsergebnisse leichter verständlich. Auf-
grund übertriebener Subventionen gelangen zu viele Arbeits-
lose in Trainingsmaßnahmen. Die Probleme liegen dabei
möglicherweise sowohl an zu geringen Zugangsvorausset-
zungen als auch an mangelnder Qualität der Maßnahmen
selbst. Die Qualität bemisst sich dabei entscheidend am
späteren Erfolg der Teilnehmer am Arbeitsmarkt. Nachdem
ohnehin Marktergebnisse der Trainingsmaßnahmen von
größter Bedeutung sind, wäre es auch angemessen, anstel-
le von wissenschaftlichen Evaluierungen einen Marktprozess
über die Programmauswahl entscheiden zu lassen.
Vor diesem Hintergrund scheint es nahe liegend, die Sub-
ventionierung derartiger Ausbildungsprogramme zu redu-
zieren, indem man eine gewisse Selbstbeteiligung an den
Kosten einführt, zum Beispiel in Höhe von 20% der jewei-
ligen Kosten. Und ferner es den Arbeitslosen überlässt,
das für sie am besten geeignete Programm auszuwählen.
Auf diese Weise lässt sich erreichen, dass die Arbeitslosen
nur für sie absehbar nützliche Maßnahmen auswählen.
Schließlich wird ihnen in einem derartigen Fall über verbes-
serte Arbeitsmarktchancen und höhere erwartete Entloh-
nungen auch ein entsprechender privater Ertrag zuteil. Zu
den erwünschten Ergebnissen einer derartigen Reform ge-
hört, dass weniger nützliche Maßnahmen aufgrund der
Auswahl der Arbeitslosen sich am Markt nicht halten kön-
nen werden und die Teilnehmerzahl insgesamt wesentlich
niedriger ausfällt als bei einer Praxis des freien und kos-
tenlosen Zugangs.
Liquiditätsengpässe können durch Darlehen
überwunden werden
Ein gewichtiger Einwand gegen eine Selbstbeteiligung be-
steht in der regelmäßig unzureichenden Liquidität der Ar-
beitslosen. Dem kann aber entgegen gehalten werden, dass
diese Situation durchaus vergleichbar zur Lage anderer In-
dividuen in Ausbildung ist. Der Ausweg zur Überwindung ei-
nes derartigen Liquiditätsproblems wäre analog zur Studi-
enfinanzierung in der Vergabe von Darlehen zu finden. Die
Vergabe solcher Darlehen könnte zum Beispiel durch die Ar-
beitsagentur durchgeführt werden. Da die Arbeitslosigkeit
mit oder ohne Trainingsmaßnahme in der Regel doch frü-
her oder später überwunden wird, sollten die Ausfallraten
derartiger Darlehen nicht erheblich höher als etwa bei Stu-
dienkrediten sein.
Im Ergebnis verhindert eine angemessene Selbstbeteiligung
dann viele Maßnahmen, die die Individuen auch unterließen,
wenn ihnen alle Erträge zufließen würden und sie alle Kos-
ten tragen müssten. Dies bringt ein volkswirtschaftliches
Plus, weil die Differenz aus der Summe der gesamten Er-
träge der Ausbildung und der zugehörigen Ausbildungskos-
ten ansteigt. Der freie Zugang zu Ausbildungsdarlehen sorgt
hingegen dafür, dass keine sinnvolle Ausbildungsmaßnah-
me aufgrund widriger Umstände unterbleiben muss.
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